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Bür erbeteili un bei Verkehrsinfrastruktur- ,

1. Bürgerbeteiligung und gesetzliche
Grundlagen

Große VerkehrsinIrastrukturvorhaben
stehen seit jeher unter einer starken
Beeinflussung durch die öffentliche Mei­
nung bzw. im Spannungsfeld zwischen
öffentlichen und privaten Interessen.

N ach der Errichtung des Straßennetzes
und der Infrastruktur für die Strom­

versorgung folgte in den 80er und Anfang
der 90er Jahre eine Skepsis gegenüber
Infrastrukturgroßbauvorhaben.
Um den Aspekt der Bürgerbeteiligung
und die Fragen des Umweltschutzes ent­
sprechend in die Projektarbeit zu inte­
grieren, wurde in Österreich im Jahre
1994 das Umweltverträglichkeitsprü­
fungsgesetzes (UVP-Gesetz) in Kraft
gesetzt.
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Ziel dieses Gesetzes ist einerseits die
umfassende Überprüfung aller Umwelt­
auswirkungen im Rahmen eines kon­
zentrierten Verfahrens behördlich zu
behandeln (kein konzentriertes Verfah­
ren bei HL-Strecken und Bundesstraßen)
und andererseits durch eine standardi­
sierte Bürgerbeteiligung die Verpflich­
tung zur Information im Rahmen des
Behördenverfahrens zu gewährleisten.

Eine solche Bürgerinformation ist im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens
vielfach vorgesehen. Für HL-Strecken
heißt das Einsichtnahme und öffentliche
Auflage in der Phase der
• Anzeige des Vorhabens (Vorlage UVE­

Konzept)
• Abgabe der UVE (Erklärung und

Abgabe der Projektunterlagen)

• Erstellung der Gutachtenliste und
Untersuchungsrahmen

• Erstellung des Umweltverträglich­
keitsgutachtens

• Öffentliche Erörterung des Vorhabens
• Erstellung des Protokolls über die

Erörterung
• Erlass der Trassenverordnung!!

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass
allerdings gerade in der Phase der

Erarbeitung eines Trassenvorschlages
(Vorschlagstrasse) bzw. in der Varian­
tendiskussion bei Verkehrsinfrastruk­
turprojekten eine frühzeitige Bürgerein­
bindung die Akzeptanz von Projekten
entscheidend erhöhen kann.

2. Freiwillige Bürgerbeteiligung

Aus diesem Grund wird zusätzlich zu
der behördlich vorgesehenen Einbindung
der Öffentlichkeit eine zusätzlich frühe
Integration der Öffentlichkeit in der Pla­
nung vorgeschlagen.

Verkehrsinfrastrukturprojekte von
Größenordnung wie sie eine Koralm­
bahn zur Attraktivierung der euen
Südbahn aufweist, erfordern allerdings
nicht nur eine Einbindung der BÜfger­
Innen durch Planung mit den BürgerIn­
nen sondern orientieren sich vor allem
am "Ziel der Planung für die BürgerIn­
nen".

Ein Projekt Koralmbahn stellt die
erste Netzveränderung des öster­

reichischen Schienennetzes seit seinem
Bau vor 150 Jahren dar und verändert
damit entscheidend Erreichbarkeiten
und Raumstrukturen. Im Rahmen der
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vorhaben am Reis iel Koralmbahn

Funktion der Koralmbahn als ScWüssel­
verbindung innerhalb des transeuropäi­
schen Netzes werden völlig neue Fahr­
zeiten im Reiseverkehr (z. B. Wien-Vene­
dig 5 h) ermöglicht und erschließen
damit den oberitalienischen Raum als
einen der bedeutendsten Wirtschafts­
zentren Europas.
Daneben führt die Verkehrsinfrastruktur
auch zu bedeutenden Verbesserungen im
innerösterreichischen Verkehr, vor allem
in der Verbindung der beiden südlichen
Bundesländer (Fahrzeitverkürzung von
3 h auf 1 h).
Desweiteren ergeben sich auch wesent­
liche Vorteile für die Anwohner der Regi­
on, indem entsprechende Zu- und

Gerade eine solche Langfristigkeit eröff­
net völlig neue Perspektiven und Mög­
lichkeiten für Raumwirkung und Wirt­
schaftsentwicklung. Aus dieser Sicht­
weise ist die Planung für und mit allen
Interessensvertretungen ein wesentliches
Merkmal zukunftsorientierten Han­
delns.

Aus diesem Grund erscheint für die Pro­
jekterarbeitung eine Information mit
Stellungnahmen im eigentlichen Behör­
denverfahren sehr spät, weshalb sich die
HL-AG entscWossen hat, darüber hinaus
im Vorfeld ein System der freiwilligen
Bürgerbeteiligung durchzuführen.
Um die Zielsetzungen der Transparenz

Es handelt sich dabei um schriftliche
Unterlagen mit unterschiedlichen Adres­
saten und Informationsinhalten.

Informationsbroschüren erklären auf
sachlich-neutraler Basis Projektinhalte
und Teilprojekte. Sie sind so konzipiert,
dass sie für eine VielzaW von Adressaten
eingesetzt werden können und grundle­
gende Informationen vermitteln.
Die Anrainerinformationen sind schrift­
liche Hilfsmittel, welche gezielt die von
einem Projekt direkt berührten Perso­
nenkreise ansprechen. Die Anrainerinfo
ist damit auch inhaltlich auf die beson­
deren Wünsche, Fragen und Sorgen der
Anrainer abgestimmt und behandelt
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Abgangsmöglichkeiten entlang der
Strecke geschaffen werden und auch für
Pendler die Nahverkehre entscheidend
attraktiviert werden (Graz-Deutsch­
landsberg 25 min gegenüber 1 h).

Genau diese Vorteile sind innerhalb
einer Trassendiskussion zu trans­

portieren bzw. bringen das Ziel einer
Planung für den Bürger deutlich zum
Ausdruck.
In der Verkehrsinfrastruktur sprechen
wir von Planungshorizonten in Dimen­
sionen von Jahrzehnten und einer
Lebensdauer von 150 und mehr Jahren.

der Planung und der Glaubwürdigkeit
im Rahmen der Projektarbeit zu erzielen,
wird ein vielschichtiges System von
Information und Kommunikation ein­
gesetzt.

3. Information

Für die Bereiche Information als einsei­
tig gerichtete Vermittlung von Inhalten
können beispielhaft folgende Medien
eingesetzt werden:
• Informationsbroschüren
• Anrainerinformationen
• Information an Medien etc.

genau diese Fragestellungen in zeitlich
meist periodischen Abständen.

4. Kommunikation

Von besonderer Bedeutung ist neben
einer ausreichenden Information vor
allem eine intensive Kommunikation mit
allen Projektbeteiligten und Interessens­
gruppen. Zu diesem Zweck hat die HL­
AG ein eigenes System der Bürgermitar­
beit entwickeln lassen. Dieses Modell,
bekannt als Ephesus Modell wurde auch
durch die Nominierung zum PR-Staats­
preis 1997 ausgezeichnet.
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Grundidee dieses Modells ist die Bil­
dung von Gesprächsforen, in wel­

chen auf unterschiedlichen Ebenen alle
Interessensgruppen vertreten sind. Damit
wird einerseits frühzeitig die Möglichkeit
der Kommunikation und damit eine Stei­
gerung der Gesprächskultur geschaffen
und vor allem entsprechend frühzeitig
ein Problembewusstsein für die Projek­
te erzeugt. Durch die Vielzahl von Inter­
essensiagen und Projektsbeteiligten sind
Zielkonflikte bei der Erfüllung von
Wünschen bei Verkehrsinfrastruktur­
projekten systemimmanent. Gerade in
einem solchen Umfeld kommt daher
einem möglichst frühzeitigen Problem­
bewußtsein besondere Bedeutung zu.

Darüber hinaus ist es bei Linienprojek-
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ten wie es Eisenbahnprojekte sind, erfor­
derlich, verschiedene Themen auf unter­
schiedlichen räumlichen Ebenen zu dis­
kutieren. Durch die Trassierungspara­
meter und technischen Rahmenbedin­
gungen sind Grundsatzentscheidungen
zum Projekt in größeren räumlichen
Zusammenhängen zu treffen, wogegen
Detailfragen gerade in räumlich sehr
engen Bereichen diskutiert werden müs­
sen. Aus diesem Grund gliedern sich die
Gesprächsplattformen - "Foren"
genannt - auch in Regional- und
Gemeindeforen.

4.1. Regionalforum

Bei einem Regionalforum handelt es sich
um eine Arbeitsgruppe, die sich mit dem

Projekt und dem UVP-Verfahren aus der
Sicht der betroffenen Region, in gesamt­
heitlicher Betrachtungsweise beschäftigt.
Alle Themen, die über Gemeindegrenzen
hinweg Bedeutung besitzen, werden
darin behandelt wie z. B. generelle
Streckenführungen, Kriterien etc.

D ementsprechend sind auch Interes­
sensvertretungen für eine größere

Region darin vertreten:
• die für die Region zuständigen Abge­

ordneten zu den gesetzgebenden Kör­
perschaften

• die Bürgermeister der Standortge­
meinden

• die Bezirkshauptleute
• Vertreter der Bezirksstellen von Arbei­

terkammer, Wirtschaftskammer und
Landwirtschaftskammer

• Vertreter der Bürgerinitiativen, die
regional und über Gemeindegrenzen
gebildet wurden

• Interessensvertretungen für die gesam­
te Region wie Feuerwehr, jägerschaft
etc.

Die Sitzungen werden von einem exter­
nen ModeratorlMediator begleitet. Auf­
gabe des Mediators ist es, die Sitzung
nicht nur zu leiten, sondern auch zur
Konfliktbewältigung beizutragen. Dabei
geht es auch um die Suche nach Lösungs­
möglichkeiten, ohne Zwang zum Kon­
sens.

Ergänzend zu diesen Gesprächsforen
sind weitere Gesprächsebenen in der
Projektarbeit für Spezialfragen auf unter­
schiedlicher Ebene vorgesehen.

4.2 Gemeindeforum

Innerhalb der Gemeinden werden soge­
nannte Gemeindeforen eingerichtet, wel­
che sich vor allem mit gemeindespezifi­
schen Fragestellungen beschäftigen und
in denen die Gemeindevertreter und Bür­
ger ihre Wünsche, Bedenken und Vor­
schläge erörtern und zuletzt in einer ver-
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fahrenskonformen Weise ausformulie­
ren können.

Generell werden alle Foren und
Gesprächsplattformen protokolliert

und sind damit Grundlage von Verein­
barungen bzw. Projektübereinkommen
zwischen Projektwerber und der Bevöl­
kerung bzw. den Interessensvertretungen.

In Gemeindeforen werden folgende
Zusammensetzungen vorgeschlagen:

• der Bürgermeister
• Vertreter der betroffenen Katastralge­

meinde (z. B. Ortsvorsteher)
• der/die Vorsitzende des Umweltaus­

schusses
• Anrainervertreter
• ortsansässige Vertreter der Bürgeri-

nitiative(n)
• der Gemeindesekretär
• der Gemeindearzt
• der Feuerwehrkommandant
• Rettung/Sicherheitsdienst
• Grundeigentümer
• jägerschaft
• Tourismusvertreter etc.

Auch die Gemeindeforen werden von
einem externen Moderator begleitet und
geführt.

4.3 Informationsbüros

Von besonderer Beudeutung für eine
direkte Kommunikation mit der breiten
Öffentlichkeit ist auch die Installierung
von Informationsbüros.
Die Informationsbüros werden in den
Regionen eingerichtet, um der Bevölke­
rung die Gelegenheit zu geben, sich vor
Ort aus erster Hand (vom Projektwer­
ber) zu informieren. Für das Projekt
Koralmbahn sind in der Steiermark und
Kärnten zusammen insgesamt neun
Informationsbüros eingerichtet.

In diesen Informationsbüros stehen ein­
mal wöchentlich und zusätzlich nach

Vereinbarung Vertreter des Projektwer­
bers für detaillierte Auskünfte zur Ver­
fügung.

Sind bestimmte Planungsphasen abge­
schlossen, so werden die Informations­
und Kommunikationsschienen in den
Infobüros und Foren durch zusätzliche
Informationsausstellungen ergänzt.

In solchen Ausstellungen werden Inhal­
te zum Projekt, in Form einer Messe,
vom Projektwerber mit dem gesamten
Planungsteam auf breiter Basis der
Öffentlichkeit vorgestellt.

5. Schlußfolgerung

Die Kombination von schriftlichen
Informationen und der Vielzahl von
Kommunikationsplattformen hat zum
Ziel, eine verstärkte Identifizierung der
Bevölkerung mit dem Projekt zu gewähr­
leisten und in weiterer Folge auch die
Qualität der Planung zu steigern. Des
weiteren kann dadurch auch die Qualität
von Stellungnahmen im Rahmen der
UVP-Verfahren durch vertiefte Sach­
kenntnis verbessert werden.

I nsbesondere können dadurch die im
Laufe einer Projektgeschichte auf­

kommenden Gerüchte, Ängste und Sor­
gen minimiert werden und durch die
Kommunikationsebene die erforderliche
beidseitige Information (Kommunikati­
on) hergestellt werden.

Grundsätzlich ist auch der Projektwer­
ber mit dem Planungsteam im Sinne
einer qualitativ hochwertigen Planung
auf die Informationen der BürgerInnen
angewiesen. Erst unter Einbeziehung die­
ser Aspekte können damit Projekte mit
Verantwortung für die Zukunft reali­
siert werden.

Literaturverzeichnis:

• Ephesus Model; Kienast-Erles, 1997

• Projektunterlagen KoraJmbahn, HL-AG

• Informationsmappen Koralmbahn, 1997

• UVE-Leitfaden; Bundesministerium für

Umwelt, Jugend und Familie, 1994

• Die neue Südbahn; Überparteiljches Aktions-

komitee neue Südbahn, 1999 0

,. WING-business 32 (1999) 3


	BCS2_0032
	BCS2_0033
	BCS2_0034
	BCS2_0035

